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HINWEISE RÜCKTRITT 
 

 Rücktritt von einer Prüfung einschl. Versäumnisfolgen 

 
W I C H T I G !  

-  B i t t e  a u f m e r k s a m  d u r c h l e s e n  -  
 

I. Rücktritt von der Prüfung gem. § 26 ZApprO 
 
Tritt ein Prüfling nach seiner Zulassung von einem Abschnitt der Zahnärztlichen Prüfung, einem 
Prüfungsteil, einer mündlichen Prüfung des Ersten Abschnitts der Zahnärztlichen Prüfung in einer 
Fächergruppe oder in dem Fach zahnmedizinische Propädeutik von einem Prüfungselement des 
mündlich-praktischen Teils des Zweiten oder Dritten Abschnitts der Zahnärztlichen Prüfung in 
einem Fach  oder in der Fächergruppe Zahnerhaltung zurück, so sind die Gründe für seinen Rück-
tritt unverzüglich dem Landesprüfungsamt für Heilberufe (LPA) schriftlich mitzuteilen. Eine E-Mail 
ersetzt eine schriftliche Rücktrittserklärung nicht! Jedoch sollte das LPA vorsorglich vorab te-
lefonisch oder per E-Mail/Fax über den Rücktritt von der Prüfung informiert werden. 
 
Die Genehmigung eines Rücktrittes ist nur zu erteilen, wenn ein objektiv wichtiger Grund vorliegt. 
 
Sind die Gründe für den Rücktritt krankheitsbedingter Natur, so ist zusätzlich zu der Rücktritts-
begründung eine ärztliche Bescheinigung vom Prüfungstag im Original einzureichen. Das LPA 
kann zusätzlich die Vorlage einer amtsärztlichen Bescheinigung verlangen. 
 
Genehmigt das LPA den Rücktritt, so gilt der jeweilige Abschnitt der Zahnärztlichen Prüfung, der 
Prüfungsteil, die mündliche Prüfung des Ersten Abschnitts der Zahnärztlichen Prüfung in der je-
weiligen Fächergruppe oder in dem Fach Zahnmedizinische Propädeutik oder der mündlich-prak-
tische Teil des Zweiten oder des Dritten Abschnitts der Zahnärztlichen Prüfung in dem jeweiligen 
Fach oder in der Fächergruppe Zahnerhaltung als „nicht unternommen“.  
 
Wird die Genehmigung für den Rücktritt nicht erteilt oder unterlässt es der Prüfling, die Gründe 
für seinen Rücktritt unverzüglich mitzuteilen, so gilt der jeweilige Abschnitt der Zahnärztlichen 
Prüfung, der Prüfungsteil, die mündliche Prüfung des Ersten Abschnitts der Zahnärztlichen Prü-
fung in der jeweiligen Fächergruppe oder in dem Fach Zahnmedizinische Propädeutik oder der 
mündlich-praktische Teil des Zweiten oder des Dritten Abschnitts der Zahnärztlichen Prüfung in 
dem jeweiligen Fach oder der Fächergruppe Zahnerhaltung als „nicht  bestanden“. 
 
Ein Rücktritt, der während oder nach Beendigung der Prüfung erklärt wird, kann nur in Ausnah-
mefällen genehmigt werden.  
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HINWEISE RÜCKTRITT 
 

II. Versäumnis gem. § 27 ZApprO 
 
Ein Prüfling hat einen Prüfungsteil, die mündliche Prüfung des Ersten Abschnitts der Zahnärztli-
chen Prüfung in einer Fächergruppe oder in dem Fach Zahnmedizinische Propädeutik oder den 
mündlich-praktischen Teil des Zweiten oder des Dritten Abschnitts der Zahnärztlichen Prüfung in 
einem Fach oder in der Fächergruppe Zahnerhaltung nicht bestanden, wenn er: 
 

1. den Prüfungstermin in diesem Prüfungsteil, in der mündlichen Prüfung des Ersten Abschnitts 
der Zahnärztlichen Prüfung in der jeweiligen Fächergruppe oder in dem Fach Zahnmedizini-
sche Propädeutik oder in einem Prüfungselement  des mündlich-praktischen Teils des Zwei-
ten oder des Dritten Abschnitts der Zahnärztlichen Prüfung in dem jeweiligen Fach oder in 
der Fächergruppe Zahnerhaltung versäumt 

2. die Prüfung in diesem Prüfungsteil, in der mündlichen Prüfung des Ersten Abschnitts der 
Zahnärztlichen Prüfung in der jeweiligen Fächergruppe oder in dem Fach Zahnmedizinische 
Propädeutik oder in einem Prüfungselement des mündlich- praktischen Teils des Zweiten 
oder des Dritten Abschnitts der Zahnärztlichen Prüfung in dem jeweiligen Fach oder in der 
Fächergruppe Zahnerhaltung unterbricht oder   

3. die Aufsichtsarbeit im schriftlichen Teil des Dritten Abschnitts der Zahnärztlichen Prüfung 
nicht oder nicht rechtzeitig abgibt. 

Weist der Prüfling für sein Verhalten einen wichtigen Grund nach, so gilt der Prüfungsteil, die 
mündliche Prüfung des Ersten Abschnitts der Zahnärztlichen Prüfung in der jeweiligen Fächer-
gruppe oder in dem Fach Zahnmedizinische Propädeutik oder der mündlich-praktische Teil des 
Zweiten oder des Dritten Abschnitts der Zahnärztlichen Prüfung in dem jeweiligen Fach oder der 
Fächergruppe Zahnerhaltung als „nicht unternommen“ (§ 27 Abs. 2 ZApprO).  
 
Die Entscheidung darüber, ob ein wichtiger Grund vorliegt, trifft das LPA. Hinsichtlich der Ver-
säumnisbegründung gegenüber dem LPA und des ärztlichen Attests ist wie bei einem Rücktritt zu 
verfahren. Das Genehmigungsverfahren entspricht ebenfalls dem unter Pkt. I genannten. 

III. Gebühren 
 
Die Genehmigung eines Rücktrittes/Versäumnisses ist gemäß Tarif-Nr. 1.1.9.3. der Anlage zur 
Gebührenordnung für das öffentliche Gesundheitswesen gebührenpflichtig und beträgt derzeit 
100,00 € bis 200,00 €. Die zu entrichtende Gebühr wird per Bescheid erhoben. Die Höhe der 
Gebühren wird im Einzelfall nach Aufwand der Sachbearbeitung festgelegt. 
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VORDRUCK RÜCKTRITT 
 

Vordruck für den Nachweis der Prüfungsunfähigkeit 
(Ärztliches Attest) 

 
Erläuterungen für die Ärztin/den Arzt: 

Prüfungskandidatinnen bzw. Prüfungskandidaten, die aus gesundheitlichen Gründen an der Prüfung nicht 
teilnehmen können, haben im Rahmen ihrer Mitwirkungspflicht ihre Prüfungsunfähigkeit gegenüber dem 
Landesprüfungsamt durch ein ärztliches Attest nachzuweisen. Dem ärztlichen Attest müssen die unver-
schlüsselte Diagnose, der Zeitpunkt des erstmaligen Auftretens der Erkrankung sowie die voraussichtliche 
Dauer der Erkrankung zweifelsfrei zu entnehmen sein. Ferner muss das ärztliche Attest eine Aussage zu 
der Auswirkung der Erkrankung auf die Prüfungsfähigkeit enthalten. 
 

Name:  Vorname(n):  

Geburtsdatum:  Geburtsort:  

Straße, Nr.:  PLZ, Ort:  

Art der Prüfung:  Tag der Prüfung:  

 
Erklärung zur Entbindung von der ärztlichen Schweigepflicht durch die Patientin/den Patienten: 
 
Ich erkläre mich damit einverstanden, dass die unten geforderten Angaben vollständig beantwortet werden. 
 
________________________________ 
Datum, Unterschrift  
 

Erklärung der Ärztin/des Arztes: 

Meine am ……………………….. durchgeführte Untersuchung zur Frage einer krankheitsbedingten Prüfungsunfä-
higkeit bei o. g. Patientin/Patienten hat aus ärztlicher Sicht folgendes ergeben: 
 
1. Unverschlüsselte Diagnose (Blockschrift): 
 
 
 
2. Auswirkungen der Erkrankung auf das Leistungsvermögen im Hinblick auf die Prüfung: 
 
 
 
 
3. Dauer der Erkrankung:  
  
 Die Erkrankung ist erstmals aufgetreten am: …………………………… 

 Sie wird voraussichtlich andauern bis zum: …………………………… 

 
________________________________  ________________________________ 
Ort, Datum Unterschrift der Ärztin/des Arztes  
 und Praxisstempel 
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